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Ulrich Finck

Deutsche Kriegspolitik
− der falsche Weg
Die Entwicklung der Bundeswehr zur Interventionsarmee

m Bewusstsein seiner Veran twortung vor

Go tt und den Menschen, vo n dem Willen

beseelt, dem Frieden der Weltzu dienen«, leitet die
Präambel des Grundge setzes die friedensstaat-
lichen B estimmungen ein, die in den Artikeln 1
(Ab s . 2 ) , 4 (Ab s . 3 ) , 2 4 , 2 5 und 2 6 (Ab s . 1 ) festgelegt
sind . D er nachträglich eingefügte Artikel 87 a GG
legt die Streitkräfte zudem auf Verteidigung und
die im Grundge setz ausdrücklich genannten Auf-
gab en fest.

Trotz die ser Vorgab en unserer Verfassung ist die
Bunde swehr mit B illigung des Verfassungsge-
richtes an Kriegen in aller Welt b eteiligt. Die juristi-
sche Hintertür, üb er die das ermöglicht wurde , war
im Somalia -Urteil eine fragwürdige Interpretation
von Artikel 2 4 GG . Die NATO , ein klassisches Mi-
litärbündnis , wurde zu einem System gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit ernannt, so dass NATO-
Einsätze im Grundge setz verankert wurden . D as er-
folgte gegen allen bisherigen Sprachgebrauch und
gegen die Fachdisku ssion der Konfliktforscher, die
darunter gerade nicht Bündnisse , sondern Systeme
verstehen, die üb er Fronten hinweg Sicherheit or-
ganisieren .

Im Streit üb er die neue NATO waren schon vor-
her vom Gericht die Ausweitung des NATO-Vertra-
ges üb er das vereinb arte Bündnisgebiet hinau s, ih-
re Option zum Ersteinsatz von Massenvernichtung
und die mögliche Missachtung von internationa-
lem Recht der UNO nicht als Änderungen des NA-
TO-Vertrages eingestuft, sondern b ehauptet wor-
den, da das Ziel Friedensb ewahrung geblieben sei,
müsse der geänderte Vertrag nicht erneut dem
Bunde stag vorgelegt werden . NATO-B e schlüsse
heb eln alle Friedensverpflichtungen aus , wenn der
Bunde stag zustimmt.

Folglich wurde nicht b e anstandet, dass die Bun-
deswehr sich am Krieg gegen Jugo slawien zu Guns-
ten der sep aratistischen Alb aner im Ko sovo b etei-
ligte , obwohl es keinen Auftrag des Sicherheits-
rate s gab . Die B egründungen waren unrichtig, ins-
be sondere der angebliche serbische Hufeisenplan .
Ähnlich daneben waren die B egründung und die
Praxis b eim Krieg in Afghanistan . Mit Hilfe der Dro-
genb o sse und Warlords wurde die Regierung de s
Landes angegriffen, ohne vorher die verlangten B e-
weise der Verantwortung von Al Qaida für die An-
schläge de s 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 offen zu legen . Die
Sicherheitsratsb e schlüsse zu Afghanistan wurden
missachtet. Die USA nannten den Krieg Selb stver-

teidigung, obwohl das Recht dazu endet, sob ald
sich der Sicherheitsrat eines Streitfalle s annimmt.
Dieser hatte ab er schon erste Emb argomaßnah-
men b e schlo ssen . D anach hatte also nur er das
Recht, weitere Maßnahmen (z . B . militärische Ein-
sätze) zu b eschließen . Ab er die USA setzten sich
über das Völkerrecht hinweg, und die Bunde swehr
b eteiligte sich mit KSK-Einheiten an der Jagd auf
die Talib an und Al Qaida − no ch dazu ab solut ge-
heim, sogar gegenüber dem D eutschen Bunde stag .
Nicht einmal dem Verteidigungsausschuss wurde
über die Aktionen b erichtet, sondern vertraulich
nur den Obleuten der Fraktionen im Au sschuss .
Die Umstellung auf militärische Interventionen ist
in den Verteidigungspolitischen Richtlinien klar
au sge spro chen . Die militärischen Rü stungspro-
gramme und die zunehmende Au srichtung auf
Freiwillige entsprechen dem, und die B eispiele zei-
gen, dass wir uns in einer neuen Phase kriegeri-
scher deutscher Politik b efinden .

Die Pre sse kommentiert z .T. , dahinter stecke das
B emühen um einen ständigen Sitz im Sicherheits-
rat, der üb er die hohen B eitragszahlungen hinau s
nur mit aktivem militärischem Einsatz erreichb ar
sei . D a manche Einsätze an der UNO vorb ei erfol-
gen, glaub e ich das nicht. Ich sehe eher ein
B emühen um das Wohlwollen der USA, ab er diese
B eurteilung ist nicht so wichtig. D eutlich ist j eden-
falls : Die s ist Kriegspolitik. D e shalb sollten wir
auch neu üb er die Entwicklung der Bunde swehr
nachdenken . Wir hab en bisher b esonders kriti-
siert, dass die Wehrpflicht Kriegsdienstverweige-
rer in schwierige Situationen bringt, radikale Ver-
weigerer sogar kriminalisiert und insgesamt die
Gesellschaft militarisiert. Die se Kritik bleibt not-
wendig . Sie wird unterstützt durch die Nazi-B e-
gründungen der 1 9 3 5 wieder eingeführten Wehr-
pflicht, die »Die Zeit« in der Ausgab e vom 2 4 . Febru-
ar abgedruckt hat. Wir mü ssen − ohne die Kritik an
der Wehrpflicht aufzugeb en − j edenfalls üb erle-
gen, wie wir auch der kriegerischen Au srichtung
der Politik und der veränderten Bunde swehr ent-
gegen treten können . Ich halte dafür mehrere
Punkte für wichtig :

Verfassungstreue

Die Bundeswehr muss endlich − wie das schon
die demokratische B ewegung 1 847 in den Offen-
burger Forderungen des Volkes verlangt hat − auf 0 5
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die Verfassung (im Grundgesetz also auch auf de-
ren friedensstaatliche Ausrichtung) vereidigt wer-
den . D as gab es in einigen deutschen Ländern 1 8 4 8 ,
do ch wurde es b ald widerrufen, weil die Militärs
b efürchteten, Soldaten könnten üb er die Verfas-
sungsmäßigkeit von B efehlen diskutieren, statt ein-
fach zu gehorchen .

D ann gab e s die Vereidigung auf die Verfassung
in der Weimarer Republik, das wurde ab er von den
Nazis sofort b eendet. D agegen ist der derzeitige Eid
der freiwilligen Soldaten (wie auch das entspre-
chende Gelöbnis der wehrpflichtigen Soldaten) zu
vage . Wer zur Bundeswehr geht, verspricht Vertei-
digung von »Recht und Freiheit des deutschen Vol-
kes« . D as ist unklar im Blick auf deutsche Minder-
heiten in anderen Staaten und ebenso unklar im
Blick auf die nationalen Minderheiten in D eutsch-
land . E s ist ab er nicht die Verpflichtung auf die Ver-
fassung de s Staates . Weiterhin wird verspro chen,
»der Bundesrepublik D eutschland treu zu dienen« .
D as ist eine Au ssage ohne Inhalt im Blick auf das,
was befohlen wird , nur Gehorsam als solcher. Eine
Vereidigung auf das Grundge setz würde dagegen
auf Friedenswahrung und Vorrang internationaler
Streitschlichtung verpflichten, den Schutz und die
Grundrechte aller in D eutschland leb enden Men-
schen einbeziehen, ab er die staatlichen Grenzen
klar achten und das Handeln des Militärs zugleich
an das Völkerrecht binden .

Wenn der Verteidigungsminister von der Vertei-
digung D eutschlands am Hinduku sch spricht, ist
das keine inhaltliche B egründung de s Gehorsams,
sondern zeigt nur Willkür, b estenfalls die Verlegen-
heit, etwas als Verteidigung ausgeb en zu müssen,
was damit nichts zu tun hat. Vollends unsinnig wird
die B enutzung des B egriffs Verteidigung für die
Wahrung von Intere ssen im B ereich von Handel,
Kommunikation und Zugang zu Re ssourcen, wie es
in den Verteidigungspolitischen Richtlinien ge-
schieht.

Keine Berufsarmee

Auch wenn wir eigentlich gegen j ede nationale
Armee sind , kann uns die Gestaltung der Bunde s-
wehr, solange sie be steht, nicht gleichgültig sein . In
der Disku ssion üb er eine Wehrpflicht- o der B erufs-
armee müssen wir darauf dringen, dass statt einer
an leb enslangem Dienst orientierten B erufsarmee
mit der Gefahr einer zu starken Eigenentwicklung
allenfalls eine Freiwilligenarmee mit zeitlich b e-
grenzten Dienstzeiten geregelt wird . Diese Freiwil-
ligen dürfen aber nicht schon − wie das derzeit
möglich ist − als pub ertierende 1 6- o der 1 7-Jährige
verpflichtet werden, die dann durch möglichst ra-
biates Auftreten ihre Männlichkeit b eweisen wol-
len . Wohin das führt, haben wir gerade an den Miss-
handlungen von Gefangenen durch Angehörige
der US-Army und der britischen Armee im Irak stu-
dieren können .

Aus unserer deutschen Geschichte ist an die Un-
taten der Waffen-S S zu erinnern, die ihre Freiwilli-
gen schon unter 1 5-Jährigen angeworben hat, weil
man Pub ertierende leichter mit dem Appell an ihre
no ch fehlende , ab er ersehnte Männlichkeit fangen
und zu verbrecherischem Tun bringen kann .

UNO-Polizei

Als stellvertretender Generalsekretär der
Vereinten Nationen hat der deutsche General Eise-
le , der für die Blauhelmeinsätze zuständig war, vor-
ge schlagen, die UNO von nationalem Militär und
den Intere ssen der Nationalstaaten unabhängig zu
machen und eine UNO-Polizeitruppe aufzustellen .
Er wollte sie finanzieren durch die Ko sten, die die
Mitgliedsstaaten b ei gleichzeitiger Verringerung
ihres nationalen Militärs einsp aren .

Wenn die UNO Sicherheit und Frieden garantie-
ren kann, wird nationales Militär überflüssig, denn
S andsäcke schleppen, wenn ein D eich bricht, kann
man auch ohne Schießau sbildung . Die deutsche
Reaktion auf den sinnvollen Vorschlag war, dass
Verteidigungsminister Volker Rühe Eisele sofort
abb erief, und die Regierung sich danach wunder-
te , dass kein D eutscher mehr an leitender Stelle in
den Vereinten Nationen vertreten war.

Völkerrecht achten

Wir müssen uns die Mühe machen, geltende s in-
ternationale s Recht Ernst zu nehmen und dafür ein-
zutreten . Die Charta der Vereinten Nationen legt
klar fe st, dass − abgesehen von der unmittelb aren
Verteidigung bis zum Einschreiten der UNO − nur
der Sicherheitsrat militärische Einsätze b e-
schließen kann .

D agegen wird regelmäßig gesagt, dieser sei
manchmal nicht handlungsfähig. D as stimmt, ist
aber vor allem eine Herau sforderung an die Diplo-
matie . Häufig wird der Rat ab er auch üb ergangen,
nicht zuletzt von unseren Verbündeten .

Wenn wir Frieden wollen, müssen wir von unse-
rer Regierung und den internationalen Organisa-
tionen verlangen, dass sie das Völkerrecht achten
und mit ihren immer wieder b etonten Ansprüchen
an Rechtsstaatlichkeit in der B e achtung des inter-
nationalen Rechtes b eispielhaft voran gehen . Auch
Recht, das nicht rabiat sanktioniert werden kann,
ist Recht und muss b e achtet werden, wenn wir eine
friedliche Welt wollen . Wer so mächtig ist, dass er
sich üb er das Recht hinwegsetzen kann, ohne S ank-
tionen fürchten zu müssen, muss als erster mit
gutem B eispiel voran gehen, sonst kommen wir nie
zu rechtlich geregeltem Frieden auf der Welt. Und
angesichts der technischen Entwicklung sind auch
für die Mächtigsten Frieden und Recht Vorau sset-
zungen leb enswerten Leb ens, erst recht für kleine-
re Staaten wie unseren .
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Krieg löst keine Probleme

Je mehr Interventionstruppen zur Verfügung
stehen, de sto größer ist die Gefahr rascher militäri-
scher Aktionen . Die Achtung des Völkerrechte s ver-
langt von uns, dass wir uns die Mühe machen, Kon-
flikte , an denen die NATO o der unser Land b eteiligt
sind o der sich b eteiligen wollen, genau zu analysie-
ren und detailliert und öffentlich die Kritik zu
üben, die Pazifisten an kriegerischen Interventio-
nen haben . Wir sehen do ch ständig, dass Militärein-
sätze mehr schaden als nützen und deshalb schon
nach den alten Regeln vom gerechten Krieg, die
j etzt auch als UN-Vorschlag auftauchen, nicht zuläs-
sig sind .

Die Leiden der B evölkerung, weil man ein p aar
Regierende b e strafen will, sind nicht zu rechtferti-
gen . Und die durchsichtigen Intere ssen an Öl o der
anderen Ressourcen in Naho st und Mittelasien
rechtfertigen erst recht keine Kriege .

Rechtzeitig vermitteln

Zu einer friedlichen Welt gehört, dass wir dafür
werb en, sich anb ahnende Konflikte rechtzeitig mit
friedlichen Mitteln anzugehen .

Im Ko sovo gab es minde stens zehn Jahre lang
vor dem Ausbruch der Gewalt ständig Probleme
und Unrecht gegenüb er der alb anischen B evölke-
rung, die immer wieder mit friedlichen Prote sten
das Unrecht kritisiert hat. Als dann gar die Autono-
mie der Provinz aufgehob en und damit die jugo sla-
wische Verfassung von serbischer Seite gebro chen
wurde , hätte der We sten dringend etwas tun müs-
sen, statt zu warten, bis die Unterdrückten sich mit
Drogen- und Menschenschmuggel das nötige Geld
für Waffen b e sorgten . Ab er erst, als gewalttätige Se-
p aratisten die Macht hatten und die Fernsehbilder
zu kriegerischem Einsatz drängten, wurde einge-
griffen . Aus friedlichem Prote stieren war inzwi-
schen eine sep aratistische B ewegung geworden,
deren Führung nicht mehr am Recht, sondern nur
noch an Gewalt und Rache intere ssiert war.

Kriegslügen entlarven

Regelmäßig haben wir erlebt, dass Kriege mit
Lügen b egründet wurden . D as war so im Zweiten
Weltkrieg mit dem von der S S in polnischen Unifor-
men verübten Üb erfall auf den Sender Gleiwitz .
D as war so zum B eginn des Vietnamkriege s, als ein
US-amerikanischer Zerstörer in vietnamesische
Hoheitsgewässer eindrang und die vietnamesische
Abwehr als Üb erfall in internationalen Gewässern
darge stellt wurde . D as war so mit der Fiktion de s
Hufeisenplanes im Ko sovo und mit der B ehaup-
tung von Massenvernichtungsmitteln im Irak, um
nur die b ekanntesten B eispiele zu zitieren . Wir dür-
fen nicht müde werden, die Erinnerung daran
wach zu halten, um die Öffentlichkeit und die Sol-

datinnen und Soldaten damit kritisch zu machen .
Ginge e s den USA und Europ a um humanitäre Hil-
fen, hätte man nicht in Kamb o dscha und Ruanda
wegsehen können .

Polizei statt Militär

Uns wird ständig entgegen gehalten, gegen
große Gewalt könne nur Militär etwas ausrichten .
Innerstaatlich und auch in manchen internationa-
len Konflikten wird ab er durchaus mit Erfolg Poli-
zei eingesetzt. Polizisten werden nicht ohne Grund
drei Jahre lang ausgebildet und hab en ganz andere
Vorgehensweisen als das viel schlechter au sgebil-
dete Militär.

Ich mache mir das gern an dem B eispiel klar, was
gegen eine Verbrecherb ande unternommen wür-
de , die in einem Ort o der Land ihr Unwesen treibt.
Polizei würde sie unter möglichster Schonung der
B evölkerung suchen, um sie dingfest zu machen
und den Gerichten zu üb ergeb en . Militär würde
einfach den Stadtteil o der gar das ganze Land b om-
b ardieren − siehe Afghanistan und Irak. Wie wenig
das hilft, sieht man in b eiden Ländern zur Genüge .
Und wie katastrophal das für die Zivilb evölkerung
ist, sieht man dort auch . Umso mehr müssen wir auf
andere Wege setzen .

D ass schließlich auch gegen staatliche Gewalt
friedlicher Widerstand etwas au srichten kann, ha-
b en wir in letzter Zeit mehr als einmal gesehen, zu-
letzt in der Ukraine . D as zu unterstützen und im üb-
rigen Geduld zu hab en, scheint mir b esser als j ede
kriegerische Intervention .

Recht, nicht Gewalt weiterentwickeln

Wenn wir unsere selb st ge stellte Aufgab e Ernst
nehmen, für eine Kultur de s Rechtes und des Frie-
dens einzutreten, dann müssen wir darauf b este-
hen : Eine andere Welt ist möglich . D as gilt auch für
den Üb ergang zu einer Weltinnenpolitik und zu
Verhaltensweisen, die dem angeme ssen sind .

Die Rede von der internationalen Gemeinschaft
ist eine hohle Phrase und meint in der Regel nur die
USA und ihre Verbündeten (um nicht zu sagen S a-
telliten) , manchmal nur die USA und ihre Mitläufer,
die »Willigen« .

Die Menschheit weiß au s bitterer Erfahrung,
welche s Üb el Krieg ist. Die Gründung des Interna-
tionalen Schiedsgerichtshofe s in D en Haag vor
dem Ersten Weltkrieg, de s Völkerbunde s nach dem
Ersten und der UNO nach dem Zweiten Weltkrieg
waren de shalb Versuche , das Üb el des Kriege s zu
b annen .

Wir dürfen nicht hinter solche Ansätze zurück,
sondern mü ssen die se offensiv aufnehmen und ge-
gen den Umb au der Bundeswehr und die dahinter
stehende Kriegspolitik eb enso angehen wie gegen
die Verpflichtung zur ständigen Aufrüstung der
EU-Verfassung. Stattde ssen müssen wir fordern,
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dass Ansätze wie die O SZE und manche einzelnen
internationalen Verträge ausgeb aut werden .

Gewalt führt zu neuer Gewalt

Die teure Umrüstung der Bunde swehr ist mehr
no ch als der Üb ergang auf eine Freiwilligenarmee
Teil der Vorb ereitung auf Interventionskriege . So
vernünftig es war, dass D eutschland trotz aller indi-
rekten Unterstützung der USA wenigstens im Irak-
Krieg nicht direkt mitgemacht hat, so b edrohlich
ist die Entwicklung in Richtung auf kriegerische In-
terventionen .

E s muss dabei bleib en : Krieg ist ein Verbrechen,
und daran dürfen wir uns nicht b eteiligen . Wir
müssen ihn als solches bezeichnen und für die po si-
tive Alternative einer Politik der Verständigung,
de s Ausgleichs und des internationalen Rechtes
eintreten . D azu ist j ede Kriegsdienstverweigerung
ein persönlicher B eitrag und j eder Friedensdienst,
wie ihn viele Mitgliedsverb ände der Zentralstelle
KDV organisieren, eine sichtb are Werbung .

Eingreifen mit Gewalt birgt immer die Gefahr
neuer Gewalt, sei es als Korrektur der erzwunge-
nen Entscheidung, sei es einfach als Rache . D ab ei
sind die Schäden kriegerischer Eingriffe in aller Re-
gel für die betroffenen Menschen katastrophal, oft
sogar für viele Unb eteiligte tö dlich, nicht etwa nur
für die kämpfenden Truppen .

Zivile Hilfe ist billiger und besser

Diskutieren sollten wir auch, mit welchen Mit-
teln die Interventionsarmee b eworb en wird . Die
vertretb aren Einsätze im Auftrag der UNO sind das
eine , humanitäre Einsätze das andere Mittel der
Prop aganda. Zuletzt war es der Truppenversorger
»B erlin« der Bunde swehr, der nach der Tsunami-
Katastrophe in Indonesien geholfen hat. D as war si-
cher hilfreich und insoweit nicht zu b eanstanden .
Ab er das Rote Kreuz und andere Hilfsorganisatio-
nen können auch Hilfskrankenhäuser aufb auen
und den von der Flut b eschädigten Kliniken b ei der
Wiederherstellung der Arb eitsfähigkeit helfen . E s
ist einfach nicht wahr, wenn behauptet wird , dafür
brauche man Militär. Unangemessen war, dass die
B erichterstattung der Medien au sgerechnet die mi-
litärische Hilfe immer wieder zeigte , obwohl
zugleich im großen Umfang für Spenden gewor-
b en wurde . D a hätte e s näher gelegen, vor allem
üb er die zivile Hilfe zu b erichten .

B ei der »B erlin« handelte e s sich schließlich −
und das wurde stets verschwiegen − um ein Schiff,
das Nachschub aller Art, nicht zuletzt Munition und
Treib stoff, dazu Werkstattkap azitäten und ein Laza-
rett als Hilfe für landunabhängige Kampfhandlun-
gen b ereit hält. D ass man damit auch zivile s Hilfs-

material transportieren kann, ist klar. Ab er wegen
der militärischen Nutzb arkeit ist ein solche s Ver-
sorgungsschiff viel teurer, viel unrentabler als j ede
normale zivile Versorgung. Ähnliches gilt für
Kampfhub schraub er. Auch solche Ungereimthei-
ten sollten wir ansprechen .

KDV-Recht für Freiwillige

Zum Schluss mö chte ich auf ein Problem hin-
weisen, dass mir aufgefallen ist, als ich für einen Ar-
tikel über Kriegsdienstverweigerung in Europ a bei
verschiedenen B otschaften nach den Regelungen
ihrer Staaten gefragt hab e .

Die Militärattaches der Länder mit Freiwilligen-
armeen antworteten durchweg, das Problem KDV
geb e es b ei ihnen nicht, weil nur Freiwillige zum
Militär gehen . Wir wissen ab er, dass auch Freiwilli-
ge nachträglich verweigern können, wenn sie mer-
ken, was Krieg für die Menschen in Kriegsgebieten
b edeutet. Selb st in Friedenszeiten kann e s nach Un-
fällen, Übungen, Unterricht o der Waffenvorfüh-
rungen zu neuen Gewissensentscheidungen ge-
gen Kriegsdienst kommen . D as b etrifft bisher we-
nige , die in unserem Land erfreulicherweise der-
zeit keine b e sonderen Schwierigkeiten hab en .
B eim Krieg um das Öl in Kuweit hab en wir ab er bei
US-amerikanischen und britischen freiwilligen Sol-
datinnen und Soldaten gesehen, wie leicht es zu
Strafverfahren und Repression kommt, wenn eine
KDV erst im kriegerischen Einsatz b eantragt wird .

Je mehr kriegerische Interventionen es gibt und
j e erfolgreicher unsere Kritik daran wird , desto
mehr werden wir auch nachträglichen Verwei-
gerern helfen müssen . D enn eine s dürfen wir nicht
verge ssen : Für die derzeitige liberale Handhabung
gibt es keine Garantie . Immer no ch ist KDV ein
Recht, das nur auf Antrag nach staatlicher Üb erprü-
fung als eine Art Privileg verliehen wird , kein wirk-
liche s Grundrecht. E s ist eher die Karikatur eine s
solchen und vor staatlichen Üb ergriffen nicht si-
cher. D eshalb dürfen wir nicht müde werden, die
unmittelb are Geltung diese s garantierten Grund-
rechte s zu fordern . Wenn Leute verweigern, die
sich vorher freiwillig zur Bunde swehr gemeldet
hatten, sind sie ganz b esonders darauf angewiesen,
dass die se s Recht der KDV als Grundrecht b eachtet
wird .

Ulrich Finckh war bis zu seiner Pensio n ierung

evangelischer Pastor und ist Mitglied im Versöh-

n ungsbund. Der h ier veröffen tlich te Text wurde

als Refera t a uf der Mitgliederversam mlung der

Zen tralstelle KDV, deren Vorsitzender Finckh bis

Ende 2003 mehr als 3 0 Jahre lang war, A nfa ng

März in Berlin gehalten.
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